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Gut abgesichert im dualen 
Studium? 

Ergebnisse einer Befragung dual Studierender 

Sirikit Krone 

● Duale Studienangebote werden in Deutschland von ca. 120.000 Studieren-
den wahrgenommen. Nahezu alle dual Studierenden (98,0 %) erhalten eine 
Ausbildungsvergütung von ihrem Praxisbetrieb; fast jede*r Zweite kann mit 
diesem Geld den Grundbedarf des Lebensunterhalts (sehr) gut bestreiten. 

● Trotzdem muss eine relevant große Gruppe auf weitere Finanzquellen zu-
rückgreifen: 55,7 % erhalten monetäre Unterstützung von ihrer Familie und 
16,7 % gehen einem Nebenjob nach. 

● Ein wesentlicher Posten im Monatsbudget sind studienrelevante Kosten, 
wie Studiengebühren oder Lernmittel, zu denen etwa jede*r Zweite keiner-
lei Zuschüsse vonseiten des Ausbildungsbetriebs erhält. 

● Ausbildungs- bzw. Praktikumsverträge legen für 92,5 % der dual Studieren-
den die wöchentlichen Arbeitszeiten und Urlaubsansprüche in ihren Praxis-
betrieben fest. Betriebliche Sonderzahlungen, jährliche Steigerungen der 
Ausbildungsvergütungen, Freistellungen sowie ein vorzeitiger Ausbildungs-
abbruch sind für Anteile zwischen 41 % und 74 % von ihnen geregelt. 

Aktuelle Forschungsergebnisse aus dem Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ),  
Universität Duisburg-Essen 



2023 | 09     IAQ-Report 

 

2 

1 Das duale Studium 

Duale Studienangebote als hybrides Ausbildungsfor-
mat zeichnen sich dadurch aus, dass sie zwei Seg-
mente des deutschen Bildungssystems miteinander 
verbinden: die Hochschulbildung und die betrieb-
lich-berufliche Bildung.  Duale Studiengänge sind 
zwar nicht das einzige Konzept, das die Verknüpfung 
von beruflicher und akademischer Bildung ermög-
licht, sie sind jedoch quantitativ das dominante. In 
den letzten Jahren haben sich weitere Formate, wie 
Abiturientenprogramme, die höhere beruflich-be-
triebliche Bildung (vgl. Neu 2021) oder die Studien-
integrierte Ausbildung (vgl. Euler und Severing 2016) 
entwickelt. All diesen Ansätzen gemein ist das Ziel, 
neue Angebote für ein verändertes Bildungsverhal-
ten der Schulabgänger*innen sowie für die gestiege-
nen Qualifikationsanforderungen an die Beschäftig-
ten zu schaffen. So sinkt derzeit kontinuierlich die 
Anzahl der jungen Menschen, die nach ihrem Schul-
abschluss in eine duale Berufsausbildung eintreten; 
stattdessen entscheiden sich immer mehr für eine 
akademische Ausbildung mit vermeintlich besseren 
Aufstiegs- und Karrierechancen (vgl. Autor:innen-
gruppe Bildungsberichterstattung 2022, S. 167, 
203). Hinzu kommt ein wachsender Mangel an Fach-
kräften. Insbesondere für den MINT-Fachbereich, 
aber auch für medizinische und technische Berufe 
sowie in der Pflege und im Handwerk, wird ein sol-
cher Mangel prognostiziert (vgl. Sauer und Woll-
mershäuser 2021). Eine Prognose des Instituts der 
deutschen Wirtschaft (IW) weist im mittleren Szena-
rio bezüglich der erwartbaren Zuwanderung nach 
Deutschland für das Jahr 2040 einen Fachkräfteman-
gel von insgesamt 3,1 Mio. aus (vgl. Geis-Thöne 
2021). Diese Entwicklung in vielen Branchen und Be-
rufen verstärkt aktuell die Nachfrage nach dualen 
Studiengängen. Damit kommt diesem Studienfor-
mat eine relevante Rolle zu, um die steigenden An-
forderungen an die Qualifikationen und Kompeten-
zen der zukünftigen Arbeitskräfte zu bewältigen, die 
im Kontext von „Arbeit 4.0“ bzw. angesichts der Her-
ausforderungen durch technologische Transformati-
onsprozesse und eine zunehmende Digitalisierung 
absehbar sind.  

Der gestiegenen Nachfrage entsprechend hat sich 
die Anzahl dualer Studiengänge in den vergangenen 
zehn Jahren etwa verdoppelt und aktuell eine Anzahl 
von knapp 1.800 dualen Studiengängen in der 
Erstausbildung erreicht. Ca. 120.000 dual Studie-
rende nehmen dieses Angebot derzeit wahr (vgl. 
Hofmann et al. 2023). Im Jahr 2021 lag der Anteil der 

dualen Studiengänge am gesamten Angebot für ein 
Bachelorstudium bei 18,1 % (vgl. Nickel et al. 2022, 
S. 79). An Fachhochschulen spielt dieses Format mit 
einem Anteil von 19 % eine zentrale Rolle und es ist 
davon auszugehen, dass der expansive Trend anhält 
und diese Zahlen nur einen vorläufigen Höhepunkt 
markieren. Deutlich unterrepräsentiert ist mit ledig-
lich einem Prozent der Anteil dualer Studiengänge 
an den Universitäten, denen traditionell die Ver-
knüpfung ihres Bildungsangebotes mit der berufli-
chen Praxis fremd ist (vgl. Autor:innengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2022, S. 198). Diese Ent-
wicklung geht einher – und ist sicherlich auch ein 
Stück weit darin begründet – mit einer weiteren Aus-
differenzierung der dualen Studienangebote. Den 
Schwerpunkt bilden hier nach wie vor wirtschafts- 
und ingenieurwissenschaftliche Fächer. Aber auch 
neue Fachrichtungen, insbesondere im Bereich „So-
zialwesen / Erziehung / Gesundheit und Pflege“ und 
auch der „Informatik“, sind hinzugekommen bzw. in-
haltlich ausgebaut worden. Auch aufseiten der Be-
triebe ist ein deutlicher Zuwachs zu verzeichnen. In-
nerhalb des letzten Jahrzehnts hat sich die Anzahl 
der am dualen Studium beteiligten Betriebe um 
etwa 25 % erhöht und im Jahr 2022 einen Stand von 
56.852 erreicht (vgl. Hofmann et al. 2023, S. 11). Das 
breite Spektrum der angebotenen Studienrichtun-
gen spiegelt sich in einer großen Branchenvielfalt wi-
der. Zugleich sind unterschiedliche Betriebsgrößen 
zu finden, da sich das duale Studienkonzept in prak-
tisch jeder Größenklasse, angefangen bei kleinen 
Handwerksbetrieben bis hin zu international agie-
renden Großunternehmen, realisieren lässt. Aus der 
Unternehmensperspektive steht die Rekrutierung 
gut qualifizierter Schulabgänger*innen zur Nach-
wuchssicherung akademisch ausgebildeter Fach-
kräfte im Fokus, um sich an dualen Studiengängen zu 
beteiligen. Die Personalabteilungen betreiben damit 
eine gezielte Fachkräftesicherung auf der mittleren 
Führungsebene (Internationale Hochschule 2021; Fi-
scher et al. 2022; Boos et al. 2023). 

Über die Definition eines dualen Studiengangs ist 
jahrelang und breit diskutiert worden, insbesondere 
im Hinblick auf die Verwendung dieser Bezeichnung 
für Studiengänge, die diesem Titel inhaltlich nicht 
gerecht wurden. Eine vielzitierte Orientierung gab 
2013 der Wissenschaftsrat. Er hat Kriterien benannt, 
die erfüllt sein müssen, wenn wir von dualen Studi-
engängen sprechen: „Die Dualität als Verbindung 
und Abstimmung von mindestens zwei Lernorten so-
wie die Verfasstheit als wissenschaftliches bzw. wis-
senschaftsbezogenes Studium [sind] die konstitu-
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ierenden Wesensmerkmale dieses Ausbildungsfor-
mates“ (Wissenschaftsrat 2013, S. 22). Wegweisend 
für die Standardisierung der Anforderungen an du-
ale Formate war sicherlich auch die von der Kultus-
ministerkonferenz am 7.12.2017 beschlossene Mus-
terrechtsverordnung. Diese bezeichnet duale Studi-
engänge als eine Form der Studiengänge mit beson-
derem Profilanspruch, wobei diese laut §12 Abs. 6 
„ein in sich geschlossenes Studiengangkonzept 
aus[weisen], das die besonderen Charakteristika des 
Profils angemessen darstellt“. In der weiteren Be-
gründung wird eine klare Definition formuliert: „Ein 
Studiengang darf als „dual“ bezeichnet und bewor-
ben werden, wenn die Lernorte (mindestens Hoch-
schule/Berufsakademie und Betrieb) systematisch 
sowohl inhaltlich als auch organisatorisch und ver-
traglich miteinander verzahnt sind“ (Kultusminister-
konferenz 2017, S. 21f.). Für die Akkreditierung 
neuer Studiengänge setzt diese Definition die recht-
liche Grundlage; in länderrechtlichen Verordnungen 
kann allerdings davon abgewichen werden.  

Bei dualen Studiengängen, die der Erstausbildung 
dienen, werden zwei Typen unterschieden. Zunächst 
gibt es die ausbildungsintegrierende Variante, mit 
der sowohl ein beruflicher Abschluss im Betrieb als 
auch ein akademischer Abschluss an der Hochschule 
erworben werden. Davon zu unterscheiden ist die 
praxisintegrierende Variante. Sie wird einzig mit ei-
nem Abschluss an der Hochschule beendet. Die um-
fangreichen, fachaffinen Praxisphasen absolvieren 
die Studierenden zeitgleich in einem kooperieren-
den Unternehmen. Aktuell dominiert die Anzahl der 
Studiengänge, die praxisintegrierend angelegt sind, 
mit einer Anzahl von 1.170 gegenüber einer Anzahl 
von 814 ausbildungsintegrierenden Studiengängen.1 
Dieses Verhältnis hat sich im vergangenen Jahrzehnt 
umgekehrt; bis 2011 war die Mehrzahl dualer Studi-
engänge ausbildungsintegrierend organisiert. Kenn-
zeichnend ist für beide Formate die Beteiligung von 
mindestens zwei Lernpartnern, Betrieb und Hoch-
schule, wobei in vielen Fällen auch die Berufskollegs 
als weiterer Akteur beteiligt sind.  

Betrachten wir die verschiedenen Modelle, nach de-
nen duale Studienangebote organisiert sind, so zeigt 
sich eine breite Vielfalt, die mittlerweile zu einem 
hohen Maß an Intransparenz geführt hat, die sich 
immer wieder negativ auf die Orientierung der 
Schulabgänger*innen auswirkt. Häufig wird der be-
rufliche Abschluss zu einem deutlich früheren 

_ 

1 Siehe Datenbank AusbildungPlus, Zugriff am 11.9.2023. 

Zeitpunkt als der akademische gemacht; teilweise ist 
das erste Ausbildungsjahr im Betrieb komplett vor-
geschaltet, in anderen Modellen wechseln sich die 
Phasen an den verschiedenen Lernorten über die ge-
samte Studiendauer in verschiedenen Zeitabstän-
den ab. Drei klassische Modelle sind zu differenzie-
ren, die sich insbesondere bezüglich der Verteilung 
und Länge der Ausbildungsphasen, der Verzahnung 
von Theorie und Praxis sowie der zu erwerbenden 
Abschlüsse unterscheiden: 

• Das Modell mit der höchsten Verbreitung ist das 
Blockmodell, wobei das Studium am jeweiligen 
Lernort in längeren Zeitblöcken (von drei bis 
sechs Monaten) organisiert wird und die Lernorte 
regelmäßig gewechselt werden.  

• Im integrierten Modell findet der Wechsel der 
Lernorte permanent innerhalb einer Woche 
statt, um eine möglichst große inhaltliche Ver-
knüpfung der Lerninhalte zu gewährleisten.  

• Einige Studiengänge sind als teilsepariertes Mo-
dell organisiert. Hier findet zunächst mindestens 
während des ersten Jahres die Ausbildung im Be-
trieb statt. Im weiteren Verlauf erfolgt ein inhalt-
lich und organisatorisch eher getrennter Studien- 
und Ausbildungsablauf (vgl. Krone et al. 2019, S. 
116ff.; Hofmann et al. 2023, S. 15). 

Duale Studiengänge sind, wie dargestellt, ein expan-
dierender Bildungsweg, der von immer mehr qualifi-
zierten Schulabgänger*innen favorisiert wird. Aus 
früheren Studien wissen wir, dass Sicherheit und fi-
nanzielle Unabhängigkeit zentrale Motive für diesen 
potenziellen Nachwuchs der Unternehmen sind, sich 
für ein duales Studium zu entscheiden (vgl. Gensch 
2014; Krone 2015). Dieser IAQ-Report fokussiert die 
Frage, ob und inwiefern diese Erwartungen erfüllt 
werden. Dabei stehen zunächst die Vertragsstruktu-
ren, die einzel- und kollektivvertraglich die Gestal-
tung des dualen Studiums rahmen, sowie mögliche 
Defizite in den Regelungen bzw. bei ihrer adäquaten 
Umsetzung im Fokus. Darüber hinaus werden die 
verschiedenen Kosten, welche für die dual Studie-
renden entstehen, beleuchtet sowie die Frage nach 
angemessener Kostenübernahme durch die Praxis-
unternehmen. Die spezifische Wohnsituation, be-
dingt durch zwei Lernorte der dual Studierenden, 
wird dabei ausführlich betrachtet. Der Kostenseite 
werden die unterschiedlichen Finanzierungsquellen, 
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die den dual Studierenden zur Verfügung stehen, ge-
genübergestellt.  

Die dargestellten Befunde basieren auf zentralen Er-
gebnissen eines Forschungsprojektes, das in der Ab-
teilung Bildung, Erziehung, Soziale Teilhabe (BEST) 
am IAQ im Auftrag des DGB-Bundesvorstandes 
durchgeführt wurde (vgl. Krone und Niehoff 2023). 
Die empirische Basis bildet eine Online-Befragung 
dual Studierender (Mai – August 2022), ergänzt 
durch Gruppendiskussionen in Fokusgruppen mit 
Studierenden verschiedener Fächergruppen. Die 
Wahl eines Mixed-Method-Ansatzes verfolgt das 
Ziel, die Ergebnisse der quantitativen Methode 
durch einen qualitativen Ansatz zu validieren und 
durch zusätzliche Befunde zu ergänzen (vgl. Kelle 
2022, S. 166). Die Befragung der Studierenden war 
bundesweit angelegt und es konnten die Fragebö-
gen von 3.516 Teilnehmenden in die Auswertung 
aufgenommen werden. Die Ergebnisse sind nicht re-
präsentativ, können aber aufgrund der aufwändigen 
Konstruktion des Samples (vgl. Krone und Niehoff 
2023, S. 13f.) auf die Gruppe aller dual Studierenden 
übertragen werden. Die Gruppendiskussionen wur-
den an drei Fachhochschulen mit Studierenden aus 
den relevantesten Fächergruppen (Soziale Arbeit, 
Wirtschaftsingenieurwissenschaften, Wirtschaftsin-
formatik und Maschinenbau) ebenfalls im Onlinefor-
mat durchgeführt; zur Auswertung kam MAXQDA, 
ein computergestütztes Programm zur qualitativen 
Daten- und Textanalyse, zum Einsatz. 

2 Vertragliche Regulierung der Praxis-
phasen 

Für die betrieblichen Praxisphasen im dualen Stu-
dium gibt es kollektivvertragliche und einzelvertrag-
liche Regulierungen. Zunächst betrachten wir die 
Ausbildungs- und Praktikumsverträge, die zwischen 
den dual Studierenden und dem Betrieb bzw. der 
Einrichtung, in dem bzw. in der sie ihre Praxisphasen 
absolvieren, geschlossen werden. 

2.1 Ausbildungs- und Praktikumsverträge  

Für diejenigen, die im ausbildungsintegrierenden 
Format studieren, gelten die Vorgaben des Berufs-
bildungsgesetzes (BBiG), der Handwerksordnung 
bzw. des Pflegeberufegesetzes. Insofern profitieren 
sie von gesetzlichen Vorgaben zu Ausbildungsverträ-
gen und sind den normalen Auszubildenden vertrag-
lich gleichgestellt. Anders gestaltet sich die Situation 
der praxisintegrierend Studierenden, deren betrieb-
liche Einsätze in Praktikumsverträgen oder Praxis-
vereinbarungen geregelt sind. Die Inhalte dieser Ver-
träge werden jeweils einzelvertraglich zwischen den 
dual Studierenden und dem Betrieb ausgehandelt 
und bieten daher eine breite Vielfalt an Regelungen 
zu Gehalt, Urlaub, Ausbildungszeiten und -inhalten. 
Die von uns befragten Studierenden berichten in 
den Gruppendiskussionen, dass sich diese Situation 
für sie als sehr fordernd und wenig überschaubar 
darstellt und sie sich hierzu mehr Unterstützung und 
Beratung wünschen. In den vergangenen Jahren ha-
ben landesweite Dachverbände, die es in sechs Bun-
desländern2 gibt, Musterverträge entwickelt. Glei-
ches gilt für eine Reihe von Hochschulen, die für ihre 
Kooperationsbetriebe solche Musterverträge zur 
Verfügung stellen. Deren Nutzung ist allerdings i.d.R. 
nicht verpflichtend und obliegt der Entscheidung des 
einzelnen Unternehmens. Insofern haben diese Vor-
gaben lediglich einen empfehlenden Charakter und 
dienen zur Orientierung. 

Betrachten wir im Folgenden die Inhalte der Ausbil-
dungs- und Praktikumsverträge, zu denen die Stu-
dierenden beider Studienformate anhand geschlos-
sener Antwortvorgaben, ergänzt durch einige teilof-
fene Antwortmöglichkeiten, befragt wurden.   

Eine deutliche Mehrheit von 92,5 % gibt an, dass ihre 
wöchentliche Arbeitszeit ausbildungsvertraglich ge-
regelt ist. Der Umfang orientiert sich offenbar wei-
testgehend an den tariflich vereinbarten Ausbil-
dungszeiten bis maximal 41 Wochenstunden: 

 

  

_ 

2 Bayern, Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen, Rheinland-Pfalz, 
Thüringen. 
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Abbildung 1: Im Ausbildungsvertrag geregelte wöchentliche Arbeitszeit 

 

Anm.:   Häufigkeitsverteilung der vertraglich festgelegten wöchentlichen Arbeitszeit (N = 3.041).  

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022.  

Die große Mehrzahl von über 90 % hat einen wö-
chentlichen Zeitumfang zwischen 20 und 41 Stunden 
vereinbart. Branchen- und betriebsgrößenspezifi-
sche Differenzierungen weisen hier keine auffälligen 
Abweichungen auf. Statements aus den Gruppendis-
kussionen weisen allerdings darauf hin, dass es teil-
weise regelmäßig zu Abweichungen von den verein-
barten Ausbildungszeiten, z.B. aufgrund unbezahlter 
Mehrarbeit oder kurzfristiger Vertretungen, zulas-
ten der Studierenden kommt.  

Vereinbarungen zu Urlaubsansprüchen finden sich 
ebenfalls bei der Mehrzahl der Befragten (92,4 %) in 
den Verträgen. 89,8 % geben dabei einen Umfang 
von 20 bis 31 Tagen und 3,3 % von mehr als 31 Tagen 
an. 6,9 % der Befragten haben weniger als 20 Ur-
laubstage und liegen damit unter dem gesetzlichen 
Mindestanspruch. Diese Gruppe ist überdurch-
schnittlich oft in folgenden Branchen3 zu finden: 
„Land- und Forstwirtschaft“ (32,1 %), „Agrar-, Forst-
, und Ernährungswissenschaften“ (28,2 %), „Bauge-
werbe“ (15,2 %), „Erziehung und Unterricht“ (14,0 
%). Studierende, die ihre Praxisphasen in einem Un-
ternehmen ohne betriebliche Interessenvertretung 
absolvieren, geben doppelt so häufig einen Umfang 
von bis zu 19 Tagen Urlaub an als ihre Kommili-
ton*innen aus Unternehmen ohne Betriebsrat und / 
oder ohne Jugend- und Ausbildungsvertretung 
(JAV). Offenbar kümmern sich die Interessen-

_ 

3 Die Ergebnisse werden in diesem Bericht vielfach nach Branchen diffe-
renziert dargestellt. Die in der Untersuchung berücksichtigten Ausbil-
dungsbetriebe verteilen sich nach Branchen wie folgt: Verarbeitendes 
Gewerbe = 29,4 %; Öffentlicher Dienst = 16,3 %; Gesundheits-, 

vertretungen um die Einhaltung gesetzlicher Min-
destansprüche auf Urlaub.  

Vereinbarungen über betriebliche Sonderzahlungen, 
wie Weihnachts- und Urlaubsgeld, finden sich bei 
51,4 % der befragten Studierenden im Ausbildungs-
vertrag, überdurchschnittlich oft bei denjenigen, die 
ihre Praxiszeiten in Unternehmen im „verarbeiten-
den Gewerbe“ (64,2 %) sowie der „Energie- und 
Wasserversorgung“ (59,3 %) absolvieren. Etwa 
jede*r Zehnte unseres Samples gibt dabei eine 
Summe von mehr als 2.000,- € im Jahr an, gut ein 
Drittel erhält jährlich zwischen 1.000,- € und 2.000,- 
€ und fast jede*r Zweite eine Summe in Höhe von bis 
zu 1.000,- €. Auch in Bezug auf Sonderzahlungen 
macht sich die Existenz einer betrieblichen Interes-
senvertretung bemerkbar. Gibt es eine solche, liegt 
der Anteilswert derjenigen, die solche zusätzlichen 
Zahlungen erhalten, gut doppelt so hoch wie in den 
Unternehmen ohne Betriebs- oder Personalrat bzw. 
JAV.  

Die Kostenübernahme von Lernmitteln durch den Ar-
beitgeber ist für 19,2 % der dual Studierenden im 
Ausbildungsvertrag geregelt. D.h. die große Mehr-
zahl von ihnen muss für diese Kosten selbst aufkom-
men. Auffallend häufig gilt dies für Studierende im 
Bereich „Erziehung und Unterricht“; hier bestätigen 
lediglich 1,7 % der Befragten eine Kostenübernahme 
durch das ausbildende Unternehmen. Damit stehen 
die dual Studierenden in den Unternehmen deutlich 

Veterinär- und Sozialwesen: 16,2 %; Kredit- und Versicherungsgewerbe: 
10,3 %; Dienstleistungssektor: 8,3 %; Baugewerbe: 6,8 %; Handel/KFZ-
Gewerbe: 4,9 %; Erziehung und Unterricht: 3,5 %; Energie- und Wasser-
versorgung: 3,2 %; Land- und Forstwirtschaft: 1,0 %. 

3,6%

94,2%

0,5%
1,4%

bis 19 h 20 h bis 41 h über 41 h Zeiten variieren zwischen Semester und Ferien
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schlechter da als die dual Auszubildenden, für die 
eine gesetzliche festgelegte Lernmittelfreiheit gilt (§ 
14 Abs. 1 Nr. 3 BBiG). 

Wie aus früheren Studien bekannt, führt die Mehr-
fachbelastung aufgrund der Anforderungen an ver-
schiedenen Lernorten (Hochschule, Betrieb und ggf. 
Berufsschule) für die dual Studierenden zu massiven 
Zeitproblemen (vgl. Gensch 2014; Krone 2015). Auch 
die Ergebnisse der diesem Report zugrunde liegen-
den Studie weisen einen Wert von 81,1 % derjenigen 
aus, die den Zeitaufwand für ihr duales Studium als 
„(sehr) hoch“ einstufen und gut jede*r Zweite fühlt 
sich durch die Arbeitsorganisation im Studienalltag 
und das damit zusammenhängende Zeitmanage-
ment überlastet. Insofern kommt ausbildungsver-
traglich festgelegten Freistellungen im betrieblichen 
Alltag für Theorielernzeiten eine besondere Bedeu-
tung zu. Für Berufsschulzeiten bestätigen eine sol-
che Regelung 41,2 % der ausbildungsintegrierend 
(und damit berufsschulpflichtigen) Studierenden. 
Für knapp zwei Drittel aller Befragten (62,7 %) findet 
sich im Ausbildungsvertrag eine Freistellung für Prü-
fungen und Klausuren. Diese Regelung wirkt sich of-
fenbar konkret erleichternd für die Studierenden 
aus: Stellen für 67,1 % derjenigen, die keine Freistel-
lung haben, Prüfungsvorbereitungen eine Überlas-
tung dar, so bejahen dies in der Gruppe derjenigen, 
für die eine Freistellung gilt, lediglich 62,3 %. Am 
häufigsten ist eine Freistellung für Hochschulzeiten 
in Ausbildungsverträgen festgeschrieben. Dies be-
stätigen 74,7 % der Befragten. Branchenspezifisch 
differenziert zeigt sich ein Schwerpunkt im „verar-
beitenden Gewerbe“, in dem überdurchschnittlich 
viele der dort Studierenden angeben, dass in ihren 
Ausbildungsverträgen Freistellungen für alle drei ab-
gefragten Themenfelder geregelt sind. Zur Wahr-
nehmung von Verpflichtungen für die Berufsschule 
geben in diesem Bereich 58,1 % an, durch Vereinba-
rungen ihres Ausbildungsvertrags freigestellt zu wer-
den, für Hochschulzeiten sind es 84,6 % und 74,5 % 
können sich aufgrund von Auszeiten im Betrieb zeit-
lich intensiver auf ihre Prüfungen vorbereiten. Un-
terdurchschnittlich oft geben Studierende, die ihre 
Praxisphasen in der „öffentlichen Verwaltung“ ab-
solvieren, an, derlei zeitliche Vergünstigungen zu er-
halten, nämlich 17,4 % hinsichtlich Vereinbarungen 
zur Freistellung für Berufsschulzeiten, 66,1 % für 
Hochschulzeiten und 50,6 % zur Vorbereitung auf 
Prüfungen. 

Die Abbruchquote unter dual Studierenden ist erfah-
rungsgemäß nicht sehr hoch, allerdings hat nach den 
Ergebnissen einer Studie von Nickel et al. etwa 

jede*r Fünfte schon einmal erwogen, das Studium 
vorzeitig zu beenden (vgl. Nickel et al. 2022, S. 201f.). 
Insofern kommt den Regelungen für den Fall eines 
Abbruchs des dualen Studiums eine nicht zu vernach-
lässigende Bedeutung zu, um Konsequenzen für den 
betrieblichen Teil des Studiums zu klären. Hierzu gab 
knapp jede*r Zweite der befragten Studierenden 
(48,5 %) an, mit dem Ausbildungsbetrieb Vereinba-
rungen für den Fall eines vorzeitigen Endes des Stu-
diums getroffen zu haben. Das bedeutet umgekehrt, 
dass die Perspektiven des betrieblichen Teils der 
Ausbildung für die Hälfte der dual Studierenden im 
Zweifelsfall völlig offenbleiben. Erneut erweist sich, 
dass die Existenz einer betrieblichen Interessenver-
tretung in solchen Fällen einen offenbar positiven 
Einfluss hat: Gibt es einen Betriebs- bzw. Personalrat 
oder eine JAV im Ausbildungsbetrieb, so liegt der An-
teil derjenigen, die angeben, dass für sie Regelungen 
bei einem Studienabbruch gelten, um jeweils gut 10 
%-Punkte höher, als wenn dies nicht der Fall ist.  

Wie weiter unten noch ausgeführt wird, erhalten na-
hezu alle befragten Studierenden eine Ausbildungs-
vergütung (vgl. Abschnitt 3.2.1), allerdings ist für le-
diglich 65,2 % eine jährliche Steigerung dieser Ver-
gütung ausbildungsvertraglich festgelegt. Damit gilt 
für jede*n Dritte*n, dass sich ihr steigender Beitrag 
zur Wertschöpfung im Unternehmen nicht adäquat 
in ihrer Vergütung widerspiegelt. Überdurchschnitt-
lich häufig gilt eine solche Regelung für Studierende, 
die ihre Praxisphasen in Unternehmen des „verar-
beitenden Gewerbes“ (76,8 %) sowie dem „Handel / 
KFZ – Gewerbe“ (77,1 %) absolvieren. Deutlich selte-
ner als im Durchschnitt gilt dies für diejenigen aus 
Unternehmen in der „öffentlichen Verwaltung“ 
(31,3 %). 

2.2 Kollektivvertragliche Vereinbarungen   

Die Ausgestaltung der Ausbildungen bzw. der Praxis-
zeiten dual Studierender in den Betrieben und Ein-
richtungen ist nicht ausschließlich in Verträgen zwi-
schen Unternehmen und Studierenden geregelt. 
Darüber hinaus kann es sein, dass in dem jeweiligen 
Unternehmen Betriebsvereinbarungen für alle Be-
schäftigten oder explizit für die dual Studierenden 
abgeschlossen werden oder dass Regelungen aus 
Tarifverträgen gelten. In den vergangenen Jahren 
haben sich Einzelgewerkschaften verstärkt mit der 
Auszubildendengruppe der dual Studierenden be-
schäftigt und gezielt deren Bedarfe in Tarifverhand-
lungen sowie in betriebsweiten Vereinbarungen 
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berücksichtigt.4  Gefragt nach weiteren schriftlichen 
Vereinbarungen, die für ihre betrieblichen Einsatz-
zeiten gelten und ggf. spezifische Regelungen für 
dual Studierende enthalten, konnten allerdings er-
staunlich viele der Befragten aus Unkenntnis dazu 
keine Angaben machen. Gut jede*r Dritte der dual 
Studierenden gibt an, dass ihm nicht bekannt sei, ob 
entsprechende Tarifverträge oder Betriebsvereinba-
rungen gelten. 40,0 % antworten, dass für sie ein Ta-
rifvertrag Gültigkeit hat und 29,3 % können bestäti-
gen, dass für sie eine Betriebsvereinbarung gilt. Bei 
dieser Frage waren Mehrfachantworten möglich. 

Unter die Regelungen von Tarifverträgen fallen 
überdurchschnittlich große Anteile der dual Studie-
renden aus Unternehmen der „Energie- und Wasser-
versorgung“ (52,8 %) und dem „verarbeitenden Ge-
werbe“ (52,4 %). Zu einem geringeren Anteil als im 
Durchschnitt gilt dies für diejenigen aus Betrieben 
im Bereich „Erziehung und Unterricht“ sowie dem 
„Baugewerbe“ (26,9 %). Zudem geben 28,4 % der 
Befragten an, dass in ihrem Tarifvertrag spezielle Re-
gelungen für dual Studierende enthalten sind. Diese 
Gruppe ist mit 38,8 % besonders stark unter denje-
nigen vertreten, die ihre Praxisphasen im „Handel / 
KFZ-Gewerbe“ verbringen.  

Betriebsvereinbarungen gelten überdurchschnittlich 
häufig für Studierende aus dem „verarbeitenden Ge-
werbe“ (49,1 %) sowie dem Bereich „Energie- und 
Wasserversorgung“ (39,8 %), wohingegen diejeni-
gen, die ihre Praxisphasen im „öffentlichen Dienst“ 
(16,9 %), dem „Gesundheits-, Veterinär- und Sozial-
wesen“ (15,7 %) sowie dem Bereich „Erziehung und 
Unterricht“ (11,0 %) absolvieren, dies unterdurch-
schnittlich bestätigen. Spezifische Regelungen für 
dual Studierende in den Betriebsvereinbarungen be-
stätigt ein Anteil von 33,2 % der Befragten.  

Erwartungsgemäß liegt der Anteil derjenigen, für die 
ein Tarifvertrag und/oder eine Betriebsvereinbarung 
gilt, in Unternehmen mit einer betrieblichen Interes-
senvertretung deutlich höher als in denen ohne Be-
triebsrat bzw. JAV, wie der folgenden Tabelle zu ent-
nehmen ist: 

_ 

4 Vgl. z.B. die Kampagne Diamantel der IGM in Baden-Württemberg: 
https://diamantel.de/ 

Tabelle 1.: Zusammenhang zwischen der Existenz 
kollektivrechtlicher Vereinbarungen und 
betrieblicher Interessenvertretungen 

 Tarifvertrag – JA 
Betriebsverein- 

barung – JA 

Betriebs- / Perso-
nalrat – JA 

49,3 % 35,0 % 

Betriebs- / Perso-
nalrat – NEIN 

10,0 % 13,2 % 

JAV – JA 55,0 % 38,3 % 

JAV – NEIN 17,5 % 16,6 % 

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022 (N = 3.134). 

2.3 Übernahmevereinbarungen 

Die Mehrzahl der befragten dual Studierenden gibt 
mit 61,2 % an, nach erfolgreichem Studienabschluss 
in ihrem Ausbildungsbetrieb verbleiben zu wollen. 
Insofern sind die Regelungen, die es dazu bereits 
während des Studiums gibt, von besonderem Inte-
resse. Einzelvertragliche oder betriebsweit gültige 
Regelungen zur Übernahme nach Studienende gel-
ten für knapp 58,2 % der Befragten. Das bedeutet im 
Umkehrschluss, dass 41,8 % in eine ungewissere be-
rufliche Zukunft blicken, eine Problematik, die von 
den befragten Studierenden immer wieder bei Be-
antwortung der offenen Fragen und den Gruppen-
diskussionen angesprochen wurde. Besonders be-
troffen sind diejenigen, die ihre Praxisphasen in Be-
trieben und Einrichtungen im Bereich „Gesundheits-
, Veterinär- und Sozialwesen“ (65,1 %) sowie „Erzie-
hung und Unterricht“ (64,4 %) absolvieren. Am wei-
testen verbreitet sind schriftliche Übernahmever-
einbarungen, die für einen Anteil von 22,9 % der Be-
fragten gelten, wobei diese Antwort in Unterneh-
men der „Energie- und Wasserversorgung“ am häu-
figsten benannt wurde (35,6 %). Fast jede*r Fünfte 
absolviert die Praxisphasen bzw. Ausbildung in ei-
nem Betrieb, der alle Auszubildenden bzw. dual Stu-
dierenden übernimmt. Dieser Anteil liegt für Studie-
rende im „öffentlichen Dienst“ mit 31,6 % über-
durchschnittlich hoch. Geringer ist der Anteil derje-
nigen, die angeben, dass eine mündliche Übernah-
mevereinbarung vorliegt (16,8 %) und dass eine ge-
plante Übernahme an Bedingungen, wie etwa 
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entsprechende Noten, gebunden ist (13,9 %). Dass 
eine spätere Übernahme an zuvor erfüllte Bedingun-
gen geknüpft ist, gilt insbesondere für Studierende 
im „öffentlichen Dienst“. Hier bejahen dies 32,7 % 
der Befragten. 

Ist eine Übernahmevereinbarung getroffen, so wird 
drei Vierteln der dual Studierenden (74,1 %) ein un-
befristetes Beschäftigungsverhältnis in Aussicht ge-
stellt. Ausgehend von der Annahme, dass die Mehr-
zahl der dual Studierenden nach Studienende eine 
unbefristete Einstellung anstrebt, sind die verblei-
benden 25,9 %, die lediglich auf einen befristeten 
Anschlussjob nach dem Studienabschluss hoffen 
können, eine relevant große Gruppe, deren Erwar-
tungen enttäuscht wird. Hier ist sicherlich Hand-
lungsbedarf für die ausbildenden Unternehmen ge-
geben. Überdurchschnittlich häufig geben Studie-
rende aus den Branchen „Energie- und Wasserver-
sorgung“ (39,7 %) sowie „Erziehung und Unterricht“ 
an, eine befristete Anstellung in Aussicht zu haben. 
Unterdurchschnittlich sind die Erwartungen auf eine 
befristete Übernahme im „Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe“ (13,7 %) sowie im „öffentlichen 
Dienst“ (18,1 %). Die Laufzeiten der befristeten Ein-
stiegsjobs sind unterschiedlich; für jede*n Zweiten 
betragen sie lediglich bis zu zwölf Monaten. Für ein 
Drittel gilt eine Dauer von einem Jahr bis zu zwei Jah-
ren und ein Fünftel der befristeten Anschlussbe-
schäftigungen soll zwischen zwei und sechs Jahren 
dauern.  

Diejenigen Unternehmen, die aufgrund ihrer Ausbil-
dungsinvestitionen ein grundsätzliches Interesse ha-
ben, duale Studienabsolvent*innen zu übernehmen 
(vgl. Kupfer et al. 2014; Krone 2015; Fischer et al. 
2022), treffen nicht einzig frühzeitige Übernahme-
vereinbarungen, sondern versuchen auch, die Stu-
dierenden mit Rückzahlungsklauseln an sich zu bin-
den. 66,9 % der befragten Studierenden geben an, 
dass für sie eine Rückzahlungsklausel bei vorzeiti-
gem Verlassen des Unternehmens mit einer Laufzeit 
von bis zu sechs Jahren gilt, für die Hälfte endet die 
Verpflichtung zur Rückzahlung allerdings bereits 
nach zwei Jahren.  

2.4 Ausbildungspläne  

Ausbildungspläne sind ein zentrales Instrument zur 
inhaltlichen und organisatorischen Gestaltung und 
Regulierung der betrieblichen Praxisphasen im dua-
len Studium. Zur dualen Berufsausbildung und somit 
zum betrieblichen Teil eines ausbildungsintegrieren-
den Studiums ist ein Ausbildungsplan verbindlich 
vorgeschrieben. Er „enthält Angaben zur sachlichen 
und zeitlichen Gliederung der Vermittlung von Fer-
tigkeiten und Kenntnissen des Ausbildungsberufs 
und benennt die vorgehaltenen Ausbildungsmittel 
sowie zusätzliche Lehrgänge und Zusatzqualifikatio-
nen“ (BAQ Team 2011, S. 1). Für diejenigen, die in 
einem praxisintegrierenden Format studieren, gibt 
es keine vergleichbaren Vorgaben, woraus sich die 
Differenz bei der Verbreitung von Ausbildungsplä-
nen erklärt. Geben die ausbildungsintegrierend Stu-
dierenden mit 61,7 % an, dass für sie ein Ausbil-
dungs- und Einsatzplan für die Praxiszeiten im Be-
trieb bzw. der Einrichtung gilt, liegt dieser Anteil in 
der Gruppe der praxisintegrierend Studierenden bei 
53,0 %. Jede*r Zehnte der Befragten aus beiden 
Gruppen kann erstaunlicherweise aus Unwissenheit 
keine Auskunft dazu geben, ob die betrieblichen Pra-
xisphasen in einem Ausbildungsplan geregelt sind. 
Ebenfalls bemerkenswert und kritisch zu bewerten 
ist der mit 28,3 % große Anteil derjenigen, die aus-
bildungsintegrierend studieren und angeben, dass 
für sie kein Ausbildungs- und Einsatzplan gilt, ob-
wohl in § 5 Abs. 1 Satz 4 BBiG ein Ausbildungsrah-
menplan gesetzlich vorgeschrieben ist. Nach Bran-
chen differenziert zeigt sich ein Spektrum der An-
teile derjenigen, für die ein Ausbildungs- und Ein-
satzplan Gültigkeit hat, von 69,9 % in der „öffentli-
chen Verwaltung“ bis zu 42,0 % im „Dienstleistungs-
bereich“.  

In einer geschlossenen Frage wurden die dual Stu-
dierenden zu zentralen Inhalten ihrer Ausbildungs- 
und Einsatzpläne befragt. Abbildung 2 zeigt die Ver-
teilung der Antworten: 
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Abbildung 2: Regelungen im Ausbildungs- und Einsatzplan 

 

Anm.:   Die Abbildung weist die relativen Antworthäufigkeiten zu der Frage aus „Was ist im Ausbildungsplan 
geregelt?“ (N jeweils = 1.818, Mehrfachnennungen möglich). Die Frage wurde nur den Befragten gestellt, die 
einen Ausbildungsplan haben.  

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022. 

Abstimmungen zwischen Betrieb und Hochschule 
zum Zeitmanagement sind für die dual Studierenden 
substanziell, um die Präsenz an verschiedenen Lern-
orten und die sich daraus ergebenden Anforderun-
gen bewältigen zu können. 81,0 % der Befragten be-
stätigen entsprechende Regelungen in ihren Ausbil-
dungsplänen. Hierbei zeigt sich ein über alle Bran-
chen hinweg einheitliches Bild.  

Ganz anders ist die Situation bezüglich der inhaltli-
chen Abstimmungen. Hier geben mit 38,0 % deutlich 
weniger an, dass dieses Thema im Ausbildungsplan 
berücksichtigt wird. Branchenspezifisch differenziert 
ist dabei jedoch ein breites Spektrum zwischen ei-
nem Wert von 81,0 % im Bereich „Erziehung und Un-
terricht“ bis zu einem Anteil von 16,8 % im „Bauge-
werbe“. Die Verknüpfung praktischer und theoreti-
scher Lernelemente ist allerdings ein konstitutives 
Merkmal dualer Studiengänge. Deswegen wäre in 
diesem Kontext eine stärkere Berücksichtigung von 
inhaltlichen Absprachen zwischen den Lernorten in 
Ausbildungs- und Einsatzplänen anzustreben. Solche 
Regelungen haben offenbar auch Einfluss auf die Re-
alisierung der Verbindung von Lerninhalten. Die Zu-
stimmungswerte zu Statements bezüglich der Ver-
zahnung des in der Hochschule gewonnenen theore-
tischen Wissens mit dem im Betrieb erworbenen 
Praxiswissen fallen insgesamt um ca. 10 %-Punkte 
höher aus, wenn es eine solche Regulierung gibt. 

Mit 61,7 % bestätigt deutlich mehr als die Hälfte der 
Befragten, dass im Ausbildungsplan Vereinbarungen 
zu Ansprechpartner*innen in den Betrieben bzw. Ein-
richtungen, in denen sie ihre Praxisphasen absolvie-
ren, getroffen werden. Auch hier zeigt sich wieder 

ein breites Spektrum, wenn nach Branchen differen-
ziert wird. Der höchste Anteil findet sich mit 70 % im 
Wirtschaftsbereich „Handel / Kfz-Gewerbe“, der 
niedrigste mit 48,4 % im „Baugewerbe“. Offensicht-
lich wirken sich Regelungen im Ausbildungsplan be-
züglich der Ansprechpartner*innen für die dual Stu-
dierenden in ihren Ausbildungsbetrieben positiv da-
rauf aus, wie diese sich betreut sehen. Ist es gere-
gelt, so geben 72,5 % an, dass sie während der Pra-
xisphasen gut betreut werden, gegenüber lediglich 
54,8 % in der Gruppe derjenigen, für die es solche 
Vorgaben im Ausbildungsplan nicht gibt.  

58,5 % der befragten Studierenden geben an, dass 
im Ausbildungsplan Regelungen zu ihrem Einsatz in 
verschiedenen Bereichen des Ausbildungsbetriebs 
enthalten sind. Eine solche inhaltliche Vielfalt bei 
den Praxiseinsätzen, die die Möglichkeit eröffnet, 
sich ein breit gefächertes Praxiswissen anzueignen, 
ist in einigen Branchen deutlich häufiger vorgesehen 
als im Durchschnitt. So liegt der Anteil derjenigen, 
die angeben, dass in ihrem Ausbildungsplan ver-
schiedene Stationen im Ausbildungsbetrieb festge-
schrieben sind, im „Kredit- und Versicherungsge-
werbe“ bei 65,5 % und im „Handel / Kfz-Gewerbe“ 
sogar bei 72,2 %. Am anderen Ende der Anteilsaus-
prägungen finden sich der Bereich „Erziehung und 
Unterricht“ mit 34,9 % sowie das „Baugewerbe“ mit 
lediglich 20,0 %. 

Einen Ausbildungsplan zu haben, bedeutet nicht 
zwangsläufig, dass dieser auch eingehalten wird. Ins-
gesamt jedoch bestätigt mit 86 % die überwiegende 
Mehrheit der Befragten, dass die Regelungen der 
Ausbildungspläne „immer“ bzw. zumindest „oft“ in 
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der Praxis auch zur Geltung kommen. Betrachten wir 
die Zustimmungswerte zu der Aussage, die Ausbil-
dungs- bzw. Einsatzpläne werden „immer“ eingehal-
ten, branchenspezifisch, so zeigen sich allerdings 
deutliche Unterschiede. Vom Durchschnittswert mit 
40 % weichen die Antworten der Befragten, die ihre 
Praxiszeiten in Betrieben der „Energie- und Wasser-
versorgung“ absolvieren, nach oben auf 57,1 % ab. 
Für die Studierenden aus dem Bereich „Erziehung 
und Unterricht“ zeigt sich eine Abweichung nach un-
ten auf einen Wert von lediglich 12,9 %. Bei etwa je-
der*m Siebten (13,2 %) zeigen sich Unregelmäßig-
keiten und die Vereinbarungen für die betriebliche 
Ausbildung werden nur „gelegentlich“ bzw. „gar 
nicht“ eingehalten. 

3 Ausbildungskosten und Finanzierungs-
quellen  

Eines der zentralen Motive für Schulabsolvent*in-
nen, sich für die Aufnahme eines dualen Studiums zu 
entscheiden, ist die Möglichkeit, bereits während ih-
res Studiums Geld zu verdienen und damit finanziell 
unabhängig zu sein (vgl. Krone 2015). Im folgenden 
Abschnitt steht die Frage im Fokus, inwieweit sich 
diese Erwartungen materieller Sicherheit und Selbst-
ständigkeit für die dual Studierenden erfüllen. Dafür 
werden im Folgenden die in einem dualen Studium 
üblicherweise anfallenden Kosten betrachtet wie 
auch die Möglichkeiten bzw. sozialen und/oder zeit-
lichen Ressourcen der Studierenden, diese zu finan-
zieren. 

3.1 Kosten für ein duales Studium  

3.1.1 Studiengebühren 

Duale Studiengänge werden zunehmend auch an 
privaten Hochschulen angeboten, welche dieses be-
liebte Studienformat als einen lukrativen Geschäfts-
zweig in den vergangenen Jahren weiterentwickelt 
und ausgebaut haben. Mit 19,1 % liegt der Anteil du-
aler Studienangebote dort deutlich höher als an 
staatlichen Hochschulen mit einer Quote von 8,7 % 
(vgl. Nickel et al. 2022, S. 84). Das Studium an staat-
lichen Hochschulen ist in Deutschland kostenfrei, so-
dass für die folgenden Betrachtungen zu 

_ 

5 Semesterbeiträge sind Pflichtabgaben, die von allen Studierenden an 
deutschen Hochschulen vor Semesterbeginn zu entrichten sind. Sie wer-
den zur Finanzierung von Verwaltungsaufgaben, Sozialbeiträgen an die 
Studierendenwerke, ggf. eines Semesterticket sowie eines Beitrags für 

Studiengebühren und deren Finanzierung nur die 
Antworten derjenigen, die an einer privaten Hoch-
schule eingeschrieben sind, berücksichtigt werden. 
Diese Gruppe macht einen Anteil von 8,6 % (n = 307) 
unseres Samples aus. 

An allen privaten Hochschulen (Fachhochschulen 
und Berufsakademien) liegt der Anteil derjenigen, 
die für ihr Studium Gebühren zahlen müssen, bei 
84,3 %. Betrachten wir lediglich die Berufsakade-
mien, so finden wir hier einen unterdurchschnittli-
chen Anteil von 67,4 %. Einen Beitrag von bis zu 500,- 
€ sowie zwischen 500,- € und 1.000 € muss von je-
weils einem Viertel der Befragten für ihr Studium an 
privaten Hochschulen gezahlt werden. Fast jede/r 
Zweite (48,6 %) gibt an, dass sich die monatlichen 
Studiengebühren auf einen Betrag von mehr als 
1.000,- € belaufen.  

Solche Studiengebühren, die die dual Studierenden 
zusätzlich zu den allgemeinen Lebenshaltungskosten 
aufbringen müssen, sind eine besondere Belastung. 
Viele Arbeitgeber, die dual Studierende gewinnen 
wollen, werben daher bei der Rekrutierung des 
Nachwuchses damit, die Studiengebühren zu über-
nehmen. Eine Mehrzahl der befragten Studierenden 
von 60,2 % gibt an, dass ihr Ausbildungsbetrieb die 
Zahlung der Studiengebühren anteilig (2,8 %) oder 
gänzlich (57,4 %) übernimmt. Trotz des großen An-
teils der Ausbildungsbetriebe, die die Studiengebüh-
ren erstatten, verbleibt mit 39,8 % der Befragten, die 
an privaten Hochschulen ein duales Studium absol-
vieren, eine relevant große Gruppe, die diese Ge-
bühren komplett selbst zahlen muss. Bei denjenigen, 
die ohne einen Zuschuss ihres Praxisbetriebs aus-
kommen müssen, finden sich überdurchschnittlich 
viele in den Wirtschaftszweigen „Erziehung und Un-
terricht“ (64,3 %) sowie dem „Gesundheits-, Veteri-
när- und Sozialwesen“ (55,0 %). 

3.1.2 Weitere Kosten 

Weitere, an den Hochschulen anfallende Kosten sind 
– unabhängig davon, ob es sich um private oder 
staatliche Einrichtungen handelt – Semesterbei-
träge5. 51,5 % der Befragten bekommt die Semester-
beiträge durch das Praxisunternehmen (teilweise) 
erstattet. Überdurchschnittlich ist mit 65,3 % der An-
teil derjenigen, die dies im Bereich „Handel / Kfz-Ge-
werbe“ bestätigen, und am anderen Ende des 

die verfasste Studierendenschaft genutzt und umfassen i.d.R. einen Be-
trag von bis zu 440,- € pro Semester (vgl.  https://de.statista.com/statis-
tik/daten/studie/1140726/umfrage/semestergebuehren-nach-ausge-
waehlten-hochschulen/) 
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Spektrums liegt der unterdurchschnittliche Wert 
von 20 % Zustimmung bei Studierenden im Bereich 
„Land- und Forstwirtschaft“.  

Der Kostenfaktor Fahrtkosten schlägt im dualen Stu-
dium deutlich mehr zu Buche als im klassischen Stu-
dium, da von den Studierenden eine regelmäßige 
Präsenz an mindestens zwei Lernorten, die teilweise 
weit auseinanderliegen (siehe unten), verlangt wird. 
57,7 % der Befragten müssen für diesen Posten 
selbst aufkommen und lediglich für knapp ein Viertel 
(23,0 %) übernimmt der Ausbildungsbetrieb die ge-
samten Fahrtkosten. Auch hier zeigen sich bran-
chenspezifisch differenziert auffällige Unterschiede. 
Sind es auf der einen Seite mit 2,9 % in der „Land- 
und Forstwirtschaft“, 15,5 % im „Gesundheits-, Ve-
terinär- und Sozialwesen“ und 15,8 % im Bereich „Er-
ziehung und Unterricht“ deutlich unterdurchschnitt-
liche Anteile in einigen Bereichen, so sticht über-
durchschnittlich der Wirtschaftszweig „Energie- und 
Wasserversorgung“ mit einem Anteilswert von 34,2 
% hervor.  

Ebenfalls gut jede*r Zweite der dual Studierenden 
(53,6 %) gibt an, bei der Finanzierung von Lernmit-
teln durch den Praxisbetrieb unterstützt zu werden, 
allerdings erhalten nur 27,1 % eine komplette Erstat-
tung. Nach Wirtschaftsbereichen aufgeschlüsselt 
zeigt sich hier eine Spannbreite der Anteilswerte von 
88,0 % bei Studierenden aus Betrieben im Bereich 
„Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen“ bis hin 
zu lediglich 20,0 % in der „Land- und Forstwirt-
schaft“.  

Weitere, nicht näher spezifizierte Kosten, die für die 
dual Studierenden im Rahmen ihres Studiums anfal-
len, werden lediglich für gut jede*n Zehnten der Be-
fragten durch die Ausbildungsbetriebe übernom-
men. Besonders selten wird dies für Unternehmen 
aus den Bereichen „Erziehung und Unterricht“ (3,3 
%) und „Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen“ 
(3,1 %) bestätigt, im „öffentlichen Dienst“ allerdings 
mit 16,0 % überdurchschnittlich häufig. Abbildung 3 
zeigt die Kostenarten, die von den Ausbildungsbe-
trieben bezuschusst bzw. vollständig übernommen 
werden. 

 

Abbildung 3: Sonstige vom Arbeitgeber (teil-)finanzierte Kosten 

Anm.:   Häufigkeiten der sonstigen vom Arbeitgeber (teil-)finanzierten Kosten (N jeweils = 3.508). 

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022. 
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Zur spezifischen Situation dual Studierender gehört 
im Vergleich zu Studierenden in klassischen Studien-
gängen, dass sie an mindestens zwei Lernorten ler-
nen: in der Hochschule und in dem Unternehmen.  
Lediglich jede*r Fünfte der Befragten gibt an, dass 
beide Lernorte auch an einem gemeinsamen Stand-
ort liegen. Umgekehrt bedeutet dies, dass sich 80 % 
zur Bewältigung ihres Studiums mit Pendelstrecken 
oder der Finanzierung von zwei Wohnorten arran-
gieren müssen. Ein Viertel löst diese Problematik 
dadurch, dass sie zwei Wohnsitze haben, was deutli-
che Extrakosten für eine zweite Wohnungsmiete 
und darüber hinaus auch Nachteile im Sozialleben, 
die sich durch das regelmäßige Pendeln zwischen 
zwei Wohnungen ergeben, impliziert. Entschließen 

sich die dual Studierenden aus finanziellen oder so-
zialen Gründen dazu, lediglich einen Wohnsitz zu ha-
ben, so entscheidet sich die größte Gruppe zu 40 % 
für einen Ort zwischen den beiden Standorten von 
Ausbildungsbetriebs- und Hochschulsitz. Jede*r 
Dritte wählt den Ausbildungsort und jede*r Zehnte 
den Hochschulort als Wohnsitz aus. Für knapp 20 % 
sind, wie oben erwähnt, Ausbildungs- und Hoch-
schulort identisch. Die Option nur eines Wohnsitzes 
bedeutet für die Mehrzahl der Studierenden regel-
mäßiges Pendeln mit teilweise langen Wegstrecken, 
was wiederum zu umfangreichen Wegezeiten führt. 
So benötigen 27,8 % mehr als eine Stunde zu ihrer 
Hochschule und lediglich 40,1 % kommen mit bis zu 
30 Minuten aus (Abbildung 4).  

 

Abbildung 4: Wegzeiten zwischen Wohnort und Betrieb / Hochschule 

 

Anm.:   Relative Häufigkeiten Dauer der Wegzeiten zwischen Wohnort und Betrieb (N = 3.357) / Hochschule  
(N = 3.431).  

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022. 

Die teilweise langen Pendelstrecken führen bei den 
dual Studierenden zu Belastungen, die zum ohnehin 
hohen Workload, der zu zeitlichen Restriktionen 
führt, hinzukommen. Mit 54,9 % bewertet sowieso 
jede*r Zweite die Arbeitsorganisation und das dar-
aus resultierende Zeitmanagement als einen zentra-
len Überlastungsfaktor. Sie berichten in den Grup-
pendiskussionen und offenen Fragen von sehr lan-
gen Arbeitstagen und (zu) wenig verfügbaren Zeit-
räumen für Lern-, aber auch schlichtweg für Freizei-
ten, was immer wieder zu Zweifeln an der gewählten 
Studienform führt. 

Die Kosten für zwei Wohnsitze bzw. regelmäßige 
Pendelstrecken bedeuten für die dual Studierenden 
eine finanzielle Mehrbelastung. Zwei Drittel von 
ihnen müssen diese Kosten selbst tragen, etwa 
jede*r Dritte (33,8 %) gibt an, hierzu einen 

monetären Zuschuss durch den Betrieb bzw. die Ein-
richtung, wo die Praxisphase absolviert wird, zu er-
halten.  Positiv stechen hier insbesondere die Ausbil-
dungsbereiche des öffentlichen Dienstes hervor. 
Günstig für die Studierenden wirkt sich anscheinend 
erneut die Existenz einer betrieblichen Interessen-
vertretung aus. Diejenigen, die in Unternehmen mit 
einer JAV beschäftigt sind, erhalten zu 42,7 % einen 
Zuschuss zu solchen Mehrkosten. Gibt es keine Inte-
ressenvertretungsorgane, so liegt der Anteil lediglich 
bei 19,2 %. Hier zeigt sich ein weiteres Handlungs-
feld für Betriebe und ihre Akteure, die besondere fi-
nanzielle Belastung der dual Studierenden zu mini-
mieren. 
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3.2 Optionen zur Studienfinanzierung 

Zu den oben ausgeführten studienspezifischen Kos-
ten kommen für die dual Studierenden selbstver-
ständlich die allgemeinen Kosten zum Lebensunter-
halt. Können diese von der Ausbildungsvergütung al-
lein bestritten werden oder bedarf es dazu weiterer 
Geldquellen und welche sind dies? Diese Fragen ste-
hen im Fokus dieses Abschnitts. 

3.2.1 Ausbildungsvergütung  

Eines der Spezifika des dualen Studiums im Vergleich 
zu einem klassischen Studium ist die Möglichkeit der 
Studierenden, bereits während ihrer Ausbildung ein 

eigenes Gehalt zu beziehen. Die Antworten aus un-
serer Befragung zeigen, dass mit 98,0 % die große 
Mehrzahl der dual Studierenden von den Betrieben 
bzw. Einrichtungen, in denen sie ihre Praxisphasen 
absolvieren, ein Ausbildungs- bzw. Praktikumsgehalt 
bekommen, das für die gesamte Zeit der beruflichen 
Ausbildung bzw. der betrieblichen Praxiszeiten (je 
nach Studienformat – vgl. Abschnitt 1) bezahlt wird. 
Ein großer Anteil von fast drei Vierteln erhält einen 
Betrag zwischen 935,- und 1.500,- Euro. Knapp 
jede*r Fünfte muss sich allerdings mit einer Ausbil-
dungsvergütung unterhalb des aktuellen BAföG-
Höchstsatzes für Studierende von 934,- € monatlich 
begnügen (siehe Abbildung 5).  

 

Abbildung 5: Höhe der monatlichen Ausbildungsvergütung 

 

Anm.:   Relative Häufigkeiten der Höhe der Vergütung in den Praxisphasen (N= 3.126).  

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022. 

Die Anteile in der niedrigsten Gehaltsstufe bis zu ma-
ximal 934,- € im Monat finden sich überdurch-
schnittlich häufig in der „Land- und Forstwirtschaft“ 
mit 74,2 % und im „Baugewerbe“ mit 39,3 %. Dem-
gegenüber verdienen Studierende, deren Praxisbe-
triebe in den Bereichen „Handel / Kfz-Gewerbe“ 
(13,6 %) sowie „Energie- und Wasserversorgung“ 
(12,7 %) angesiedelt sind, überproportional häufig 
ein Ausbildungsgehalt von monatlich mehr als 
1.500,- €. In der mittleren Gehaltsklasse zwischen 
935,- und 1.500,- € dominieren die Branchen „öf-
fentlicher Dienst“ (81,6 %) und „verarbeitendes Ge-
werbe“ (80,4 %). 

Das Vorhandensein einer betrieblichen Interessen-
vertretung im Ausbildungsbetrieb steht offenbar im 
Zusammenhang mit der Höhe der Ausbildungsvergü-
tung, welche die in diesem Betrieb beschäftigten 
dual Studierenden erhalten. Die Interessenvertre-
ter*innen setzen sich anscheinend erfolgreich für 
diese Auszubildendengruppe ein, sodass in Ausbil-
dungsbetrieben mit einer Interessenvertretung die 
Vergütungen im Durchschnitt höher ausfallen. Ins-
besondere die unterste Vergütungsstufe ist in die-
sen Betrieben deutlich schwächer besetzt (siehe Ta-
belle 2). 
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Tabelle 2:  Zusammenhang zwischen der Höhe der Ausbildungsvergütungen und der Existenz einer betrieblichen 
Interessenvertretung 

 bis 934,- € 935,- bis 1.500,- € 1.501,- bis 2.000,- € über 2.000,- € Gesamt 

Betriebs- / Personalrat – JA 12,5 % 78,8 % 5,5 % 3,2 % 100 % 

Betriebs- / Personalrat – NEIN 37,7 % 53,5 % 6,2 % 2,6 % 100 % 

JAV – JA 8,6 % 82,2 % 6,0 % 3,2 % 100 % 

JAV – NEIN 35, 8 % 55,7 % 5,7 % 2,8 % 100 % 

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022 (N = 2.984). 

Viele Schulabgänger*innen, die sich für die Auf-

nahme eines dualen Studiums entscheiden, erwar-

ten oder erhoffen, dass sie mit der betrieblichen 

Ausbildungs- bzw. Praktikumsvergütung ihren Le-

bensunterhalt selbstständig bestreiten können. Wir 

haben sie gefragt, inwiefern sie dieses Ziel umsetzen 

können, wobei in Form von „Schulnoten“ bewertet 

werden sollte. Die folgende Abbildung 6 zeigt die 

Verteilung der Antworten: 

 

Abbildung 6: Kostendeckung des Lebensunterhalts durch die Ausbildungsvergütung  

 

Anm.:   Relative Häufigkeiten zu der Frage „Wie gut können Sie Ihren Lebensunterhalt selbstständig von der Vergütung 
bestreiten?” (N=3.438).  

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022. 

Mit 45,6 % bestätigt fast die Hälfte der befragten 
Studierenden, dass ihnen das „(sehr) gut“ gelingt. 
Jede*r Fünfte gibt die Note „Befriedigend“, etwa 
jede*r Sechste bewertet diese Aussage immerhin 
noch mit einem „Ausreichend“. Hier wirken sich ver-
mutlich die Höhe des Ausbildungsgehaltes, die un-
terschiedlichen Praktiken der Kostenübernahme der 
Betriebe sowie die Wohnsituation der Studierenden 
aus. So geben parallel zu den hohen Anteilen in der 
mittleren Gehaltsstufe (zwischen 935,- und 
1.500,- €) die Studierenden aus dem „öffentlichen 
Dienst“ (54,3 %) und „verarbeitenden Gewerbe“ 
(54,9 %) an, mit ihrem Ausbildungsgehalt ihren Le-
bensunterhalt „(sehr) gut“ eigenständig finanzieren 
zu können. Ähnliches gilt für diejenigen, die ihre Pra-
xisphasen in Großbetrieben, in denen die Gehälter 
ebenfalls höher ausfallen, absolvieren. 17,8 % aller 
Befragten sehen die Situation deutlich kritischer und 

bewerten ihre Möglichkeiten, mit dem Ausbildungs-
gehalt selbstständig die Lebenshaltungskosten zu 
bestreiten, als „mangelhaft“ bzw. „ungenügend“. 
Dieser Anteil ist erwartungsgemäß in der Gruppe der 
dual Studierenden an privaten Hochschulen mit 
41,8 % überdurchschnittlich hoch, da hier hohe Stu-
diengebühren zu Buche schlagen. 

3.2.2 Weitere Finanzierungsquellen 

Wie oben dargestellt, kommt knapp ein Fünftel der 
dual Studierenden mit dem Ausbildungsgehalt nicht 
aus, um davon die Lebenshaltungskosten zu bestrei-
ten. Und bei weiteren 36,6 % reicht es lediglich in 
„befriedigendem“ bzw. „ausreichendem“ Umfang. 
Da verwundert es nicht, dass nur für etwa jede*n 
Vierten die Vergütung, die der Ausbildungsbetrieb 
zahlt, die einzige Geldquelle ist. Die große Mehrheit 
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der dual Studierenden nutzt weitere Finanzierungs-
möglichkeiten und geht z.B. einem Nebenjob nach 
oder wird durch die Familie unterstützt – vermutlich 
nicht immer unbedingt zur Deckung der 

grundlegenden Lebenshaltungskosten, sondern 
häufig auch für Extras wie z.B. Urlaub. Abbildung 7 
gibt einen Überblick über die Anteile der jeweiligen 
Finanzierungsquellen: 

 

Abbildung 7: Finanzierungsquellen dual Studierender 

 

Anm.:  Relative Häufigkeiten der Finanzierungsquellen des Lebensunterhalts, Mehrfachnennungen möglich (N jeweils 
= 3.508).  

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022. 

Dominant ist erwartungsgemäß das Ausbildungsge-
halt: Mit 92 % gibt die große Mehrzahl der Befragten 
dieses als eine Quelle zur Finanzierung ihres Studi-
ums an. Dabei deckt jede*r Zehnte damit bis zu 50 % 
der monatlichen Lebenshaltungskosten ab und 
jede*r Dritte einen Anteil zwischen 50 und 75 %. Und 
bei knapp 60 % macht das Gehalt für einen Anteil 
zwischen 75 und 100 % des verfügbaren Monatsbud-
gets aus. 

Gut die Hälfte der Studierenden erhält Unterstüt-
zungsleistungen durch Eltern oder Partner*innen. 
Dabei erfolgt die finanzielle Unterstützung durch die 
Familie unabhängig vom Bildungsgrad der Eltern 
(Schulabschluss / Berufsabschluss). Es zeigt sich, 
dass diejenigen, die seitens ihrer Familie einen finan-
ziellen Zuschuss erhalten, über ein geringeres mo-
natliches Budget verfügen als diejenigen, die sich 
aus anderen Geldquellen (Vergütung / Nebenjob) fi-
nanzieren. Jede*r Sechste verdient in einem Neben-
job dazu, was für die Betroffenen zu großen Belas-
tungen neben dem ohnehin umfangreichen Arbeits- 

und Lernpensum in einem dualen Studium führt. Be-
sonders häufig arbeiten diejenigen nebenher, die 
ihre Praxisphasen im „verarbeitenden Gewerbe“ 
(26,2 %) und im „Gesundheits- Veterinär- und Sozi-
alwesen“ (23,1 %) absolvieren. Erwartungsgemäß 
variieren die Anteile auch nach der Höhe des Ausbil-
dungsgehalts. Ein Drittel der Studierenden, die zu-
sätzlich einer Nebentätigkeit nachgehen, verdienen 
in ihrem Ausbildungsbetrieb weniger als 934,- €, und 
nur 4,0 % von ihnen verdienen mehr als 1.500,- €. 
Staatliche Leistungen, wie z.B. Wohngeld oder BA-
föG, erhält jede*r Zehnte der Befragten. Und ein An-
teil von 6,2 % nutzt weitere Finanzierungsquellen, 
wie z.B. Stipendien oder Ersparnisse.  

Die jeweiligen Anteile der dargestellten Finanzie-
rungsmöglichkeiten sind unterschiedlich. Bei der 
Mehrzahl von etwa drei Vierteln der Befragten 
reicht eine einzige Geldquelle nicht aus. Es werden 
mehrere genutzt. Die verschiedenen Kombinations-
modelle zeigt Abbildung 8. 
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Abbildung 8: Finanzierungsquellen für den Lebensunterhalt 

 

Anm.:   Relative Häufigkeiten der Zusammensetzungen der Finanzierung des Lebensunterhalts (N = 2.350). Befragte, die 
keiner der gebildeten Kategorien zuzuordnen waren, bleiben in dieser Abbildung unberücksichtigt.  
Die Kategorie „Vergütung der Praxisphasen und Familie“ beschreibt Personen, die sich über 50 % durch ihre 
Vergütung und unter 50 % über ihre Familie finanzieren. Die „Kategorie Familie und Vergütung der 
Praxisphasen“ beschreibt Personen, die sich über 50 % durch ihre Familie und unter 50 % durch ihre Vergütung 
finanzieren. Die Kategorie „Vergütung der Praxisphasen und Nebenjob“ beschreibt Personen, die sich über 50 
% durch ihre Vergütung und unter 50 % über ihren Nebenjob finanzieren. Das Verhältnis in der Kategorie 
„Familie und Nebenjob“ ist ebenso. 

Quelle: IAQ-Studierendenbefragung 2022. 

Auch hier wird wieder klar, dass die Ausbildungsver-
gütung eine zentrale Rolle spielt. Fast jede*r Zweite 
der dual Studierenden gibt an, die Ausbildungsver-
gütung mit einem kleineren Anteil am Monats-
budget mittels familiärer finanzieller Zuwendungen 
zu ergänzen. Umgekehrt, also dass die Zuschüsse der 
Familie den größeren Anteil ausmachen, gilt diese 
Kombination demgegenüber lediglich für 7,4 %. Be-
sonders diejenigen, die in ihrem Ausbildungsbetrieb 
wenig verdienen, werden vorwiegend durch ihre Fa-
milien finanziert. Die Studierenden wiederum, für 
die Eltern / Partner*innen nicht eine der Hauptfinan-
zierungsquellen darstellen, verdienen zum Großteil 
zwischen 935,- € bis 1.500, - €. Das Geld, das die be-
fragten Studierenden durch einen Nebenjob verdie-
nen, kombinieren 15,9 % mit ihrer Vergütung aus 
den Praxisphasen und weitere 1,9 % mit Unterstüt-
zungsleistungen ihrer Familie.    

Insgesamt zeigt die finanzielle Situation der dual Stu-
dierenden, dass die Ausbildungs- bzw. 

Praktikumsvergütung für eine knappe Mehrheit von 
ihnen offenbar nicht ausreicht, um Lebenshaltungs-
kosten sowie die Kosten, die zusätzlich für das Stu-
dium entstehen, daraus zu bestreiten. Sie sind daher 
auf die Unterstützung durch Familienmitglieder an-
gewiesen und / oder müssen zusätzlich einer Neben-
beschäftigung nachgehen. Die angestrebte finanzi-
elle Selbstständigkeit während des Studiums, die ein 
zentrales Motiv für die Aufnahme eines dualen Stu-
diums ist, erweist sich vielfach als unrealistisch. Der 
hohe Workload in einem dualen Studium wird durch 
Belastungen, die durch einen Nebenjob entstehen, 
zusätzlich erhöht. Die beiden zeitgleich zu absolvie-
renden Ausbildungswege – im Betrieb und in der 
Hochschule – stellen ohnehin erhöhte Anforderun-
gen an die Belastbarkeit, Flexibilität und Struktu-
riertheit dual Studierender. In den Gruppendiskussi-
onen berichteten Studierende mehrfach davon, wie 
diese Situation zu kritischen Problemlagen im Stu-
dienalltag bis hin zu ernsten Zweifeln an diesem 
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Studienformat und Überlegungen führt, das duale 
Studium abzubrechen.  

4 Optimierungsbedarfe  

Die vorangegangenen Ausführungen zur vertragli-
chen und ökonomischen Absicherung dual Studie-
render haben aufgezeigt, dass einige Rahmenbedin-
gungen ihres Studiums zumindest für Teilgruppen 
bereits gut geregelt sind. So sind für eine große 
Mehrheit von über 90 % Arbeitszeiten und Urlaubs-
ansprüche in ihren Ausbildungs- bzw. Praktikums-
verträgen vereinbart. Weiterhin sind in diesen Ver-
trägen für mindestens die Hälfte der befragten Stu-
dierenden Freistellungen, betriebliche Sonderzah-
lungen und jährliche Steigerungen der Ausbildungs-
vergütungen vereinbart. Daneben gelten für 40 % 
der Befragten Tarifverträge und für 28,3 % Betriebs-
vereinbarungen, die den Rahmen ihrer Praxisphasen 
abstecken. 61,7 % haben zudem einen Ausbildungs- 
und Einsatzplan, der ihre betriebliche Ausbildung 
sachlich und zeitlich gliedert. Diese Pläne werden in 
der täglichen Praxis auch mehrheitlich (für 86 %) ein-
gehalten. Mit 98 % erhalten nahezu alle dual Studie-
renden eine Ausbildungsvergütung. Immerhin 
knapp die Hälfte der Befragten gibt an, dass sie ihren 
Lebensunterhalt damit (sehr) gut bestreiten kann.  

Etwa drei Viertel der Befragten bezieht im Ausbil-
dungsbetrieb ein monatliches Bruttogehalt zwi-
schen 935,- € und 1.500, - €. Die finanzielle Situation 
der dual Studierenden wird teilweise auch dadurch 
erleichtert, dass die Betriebe, in denen sie ihre Pra-
xisphasen absolvieren, sich an einigen Kosten des 
Studiums beteiligen oder diese sogar komplett über-
nehmen. Generell geht es dabei z.B. um Studienge-
bühren an privaten Hochschulen, Semesterbeiträge, 
Ausbildungs- und Lernmittel sowie Fahrtkosten. Al-
lerdings profitiert nur ein Teil der Studierenden von 
solchen zusätzlichen Zuwendungen. Bei einzelnen 
Positionen ist es lediglich eine Minderheit, die neben 
der Ausbildungsvergütung auf weitere finanzielle 
Unterstützungsleistungen vonseiten der Ausbil-
dungsbetriebe zurückgreifen kann.  Zudem zeigen 
sich bemerkenswerte branchenspezifische Differen-
zen bezüglich aller aufgeführten Aspekte zur ver-
traglichen und ökonomischen Absicherung dual Stu-
dierender. So finden diese in Betrieben aus dem 
„verarbeitenden Gewerbe“ sowie der „Energie- und 
Wasserversorgung“ überdurchschnittlich gute Be-
dingungen vor. Dual Studierende, die Betrieben aus 
dem „Baugewerbe“ sowie dem Wirtschaftszweig 

„Erziehung und Unterricht“ zuzuordnen sind, treffen 
demgegenüber im Branchenvergleich auf eher un-
terdurchschnittliche Konditionen. 

Die Befragungsergebnisse weisen aus der Perspek-
tive dual Studierender auf eine Reihe von Defiziten 
hin, aus denen sich Handlungsbedarfe für verschie-
dene Akteure ergeben. Diese sollen hier nochmals 
knapp zusammengefasst werden: 

Die Finanzierung ihres Studiums stellt für eine rele-
vant große Gruppe der dual Studierenden ein mar-
kantes Problem dar – und das obwohl mit 98 % na-
hezu alle eine Ausbildungsvergütung erhalten. 
Knapp jede*r Fünfte muss sich dabei allerdings mit 
einer Ausbildungsvergütung unterhalb des aktuellen 
BAföG-Höchstsatzes für Studierende von 934,- € mo-
natlich begnügen. Es ist schnell nachvollziehbar, 
dass solche Vergütungen nicht ausreichen und folg-
lich 17,8 % der Befragten ihre finanzielle Situation 
sehr kritisch bewerten. Sie bezeichnen die Möglich-
keiten, mit dem Ausbildungsgehalt ihre Lebenshal-
tungskosten eigenständig bestreiten zu können, als 
„mangelhaft“ bzw. „ungenügend“. So verwundert es 
nicht, dass lediglich etwa jede*r Vierte der Befragten 
angibt, die Ausbildungs- bzw. Praktikumsvergütung 
sei die einzige Geldquelle zur Finanzierung des Le-
bensunterhaltes. Die große Mehrheit dual Studie-
render ist auf zusätzliche Einnahmen angewiesen: 
Gut die Hälfte erhält monetäre Unterstützungsleis-
tungen vonseiten ihrer Familien. Damit kann die an-
gestrebte finanzielle Selbstständigkeit während des 
Studiums, die für viele ein wichtiges Motiv für die 
Aufnahme eines dualen Studiums war, nicht reali-
siert werden. Jede*r Sechste der Befragten geht ei-
nem Nebenjob nach, was eine deutliche Belastung 
neben dem ohnehin hohen Workload eines dualen 
Studiums bedeutet. Das für die künftige Gestaltung 
dualer Studiengänge anzustrebende Ziel sollte folg-
lich eine kostendeckende Ausbildungsvergütung 
sein, aus der alle dual Studierenden ihre Lebenshal-
tungskosten unabhängig bestreiten können.  

Der Einnahmenseite stehen neben den Lebenshal-
tungskosten teilweise umfangreiche studienspezifi-
sche Kosten gegenüber, allen voran die Studienge-
bühren, die zumindest an privaten Hochschulen an-
fallen. 84 % der an privaten Hochschulen dual Stu-
dierenden zahlen solche Gebühren; jede*r Zweite 
muss einen Betrag von mehr als 1.000, - € monatlich 
aufbringen. Eine (anteilige) Kostenübernahme von-
seiten des Ausbildungsbetriebs erhalten nicht mehr 
als 47,4 %. Für die anderen stellen die Studiengebüh-
ren eine erhebliche finanzielle Belastung dar. Hinzu 
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kommen weitere Kosten, die mehrheitlich von den 
Studierenden selbst getragen werden müssen. So 
erhalten nur 51,5 % zu ihren Semesterbeiträgen, 
42,3 % zu den Fahrtkosten und 53,6 % zur Finanzie-
rung von Arbeitsmitteln eine monetäre Unterstüt-
zung durch ihren Ausbildungsbetrieb. In ihrem je-
weiligen Ausbildungsvertrag, und damit verbindlich 
geregelt, ist sogar lediglich für 20 % der befragten 
Studierenden die Kostenübernahme von Lernmit-
teln. Auch die spezifische Situation der zwei ver-
schiedenen Lernorte im dualen Studium birgt viel-
fach zusätzliche pekuniäre Belastungen, weil regel-
mäßige Pendelstrecken oder gegebenenfalls auch 
zwei Wohnsitze finanziert werden müssen. Zwei 
Drittel der Befragten müssen diese Kosten selbst tra-
gen; etwa jede*r Dritte gibt an, hierzu einen mone-
tären Zuschuss durch das Unternehmen, in dem die 
Praxisphasen absolviert werden, zu erhalten.  

Damit wird anhand der Untersuchungsbefunde ers-
tens deutlich, dass mit Blick auf die finanziellen Be-
lastungen dual Studierender eine höhere Kostenbe-
teiligung seitens der Praxisunternehmen anzustre-
ben ist, mit entsprechenden Zuschüssen bzw. Über-
nahmen der studienspezifischen Kosten und einer 
damit verbundenen Lernmittelfreiheit, wie sie dual 
Auszubildenden gesetzlich zusteht.  

Nicht minder relevant ist ein zweiter Befund: In den 
Ausbildungsplänen gibt es zwar für 61,7 % der dual 
Studierenden eine Regelung zu Ansprechpartner*in-
nen im Ausbildungsbetrieb, trotzdem fühlen sich 
viele von ihnen während der Praxisphasen allein ge-
lassen. Sie vermissen eine angemessene Unterstüt-
zung und es fehlt ihnen der Austausch mit qualifi-
ziertem Ausbildungspersonal. In den Äußerungen zu 
den offen gestellten Fragen wird immer wieder die 
mangelhafte Betreuung und Anleitung durch das 
Ausbildungspersonal benannt. Den Studierenden 
fehlt eine umfangreiche Anleitung und für viele 
kommt die Ausbildung zu kurz. Sie sehen sich, auch 
wegen Personalmangels, zu früh als vollwertige Ar-
beitskräfte eingesetzt. Notwendig erscheinen hier 
klare Vorgaben zur Bereitstellung qualifizierten Aus-
bildungspersonals durch die Unternehmen in einem 
ausreichenden Umfang.  

Personalmangel und fehlende Vereinbarungen zu in-
haltlichen Absprachen zwischen den Verantwortli-
chen der Lernorte Betrieb und Hochschule führen 
aber auch zu den bereits aus früheren Studien be-
kannten Defiziten in der Theorie-Praxis-Verknüp-
fung. Diese Problematik wurde in den Gruppendis-
kussionen und offenen Fragen von den befragten 

Studierenden immer wieder angesprochen. Sie füh-
len sich damit überfordert, die Verbindung zwischen 
den an – nicht nur örtlich, sondern auch strukturell 
– unterschiedlichen Lernorten vermittelten Inhalten 
selbst herstellen zu müssen und sehen dies als eine 
Herausforderung, die „echte“ Lernerfolge behindern 
kann. Im Ausbildungsplan ist nur für eine Minderheit 
von 38,0 % die inhaltliche Abstimmung zwischen Be-
trieb und Hochschule geregelt. Hier fehlt die Fixie-
rung klarer (Mindest-)Standards, damit die Verknüp-
fung der Lerninhalte aus der betrieblichen Sphäre 
mit denen aus der Hochschule erfolgreich gelingen 
kann. 

Ein weiteres zentrales Thema, in dem Handlungsbe-
darf besteht, sind die Verträge zwischen dual Studie-
renden und den Praxisbetrieben. Zwar profitieren 
Studierende im ausbildungsintegrierenden Format 
dualer Studienangebote von gesetzlichen Regelun-
gen, da für sie die Vorgaben durch das BBiG, die 
Handwerksordnung bzw. das Pflegeberufegesetz 
gelten. Diejenigen jedoch, die praxisintegrierend 
studieren, müssen ihre Verträge oft ohne weitere 
Vorgaben eigenständig verhandeln. Damit sind die 
jungen Menschen durchaus überfordert und benöti-
gen Beratung bzw. einen klaren gesetzlichen Rah-
men, der entsprechende Standards setzt. Dies ist 
umso wichtiger, da es inhaltlich in den Ausbildungs-
verträgen häufig an Freistellungsregelungen fehlt. 
So gibt jede*r Vierte der befragten Studierenden an, 
dass es keine Freistellungen für Hochschulzeiten 
gibt. Ein Drittel vermisst Freistellungen für Prüfun-
gen und Klausuren und 60 % für Berufsschulzeiten. 
Um daraus resultierende Überlastungen zu minimie-
ren, sind zukünftig umfangreichere Freistellungsre-
gelungen vertraglich festzulegen.  

Und nicht zuletzt stellt sich die Thematik der Über-
nahmen für eine große Anzahl dual Studierender als 
Problem dar. Die Mehrzahl von ihnen (61,2 %) 
möchte nach erfolgreichem Studienabschluss im 
Ausbildungsbetrieb bleiben, allerdings gibt es für 
41,8 % keinerlei Übernahmevereinbarungen. Bei 
denjenigen, für die eine solche Verabredung gilt, 
sind die beruflichen Perspektiven durch eine Befris-
tung der in Aussicht gestellten Beschäftigung einge-
schränkt. Um die Planungssicherheit für die berufli-
che Karriere dual Studierender zu erhöhen, sind ver-
bindliche Übernahmeregelungen auf breiter Fläche 
anzustreben. Solche Vereinbarungen sind gerade in 
Zeiten des Fachkräftemangels durchaus auch im In-
teresse der ausbildenden Unternehmen.  
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Die genannten Kritikpunkte und Optimierungsvor-
schläge sind unterschiedlich adressiert: Die Unter-
nehmen als Ausbildungsorte für die Praxisphasen im 
dualen Studium sind sicherlich die zentralen Akteure 
für Veränderungen; sie sind aber nicht die einzigen. 
In der Verantwortung sind ebenso die Hochschulen 
als Anbieter dualer Studienformate sowie die Be-
rufsschulen als dritter Lernort in den ausbildungsin-
tegrierenden Studienangeboten. Insbesondere die 
aus der Perspektive der Studierenden häufig be-
nannten Defizite in der Theorie-Praxis-Verknüpfung 
sind nur in Kooperation aller am dualen Studium be-
teiligten Ausbildungsorte zu beheben. Dies erfordert 
die Mitarbeit in Kooperationsgremien, wie etwa Bei-
räten, zur inhaltlichen Entwicklung sowie der organi-
satorischen Planung dualer Studiengänge. Rechtli-
che Grundlagen hierfür können Kooperationsver-
träge bzw. -vereinbarungen bieten, die für alle Ver-
tragspartner bindenden Charakter haben. Ein regel-
mäßiger Austausch auf Augenhöhe trägt dabei zur 
Vertrauensbildung sowie gegenseitigen Anerken-
nung der Lehrleistungen und damit zum Gelingen ei-
nes Studiengangkonzeptes bei.  

Bei Fragen und Problemen bezüglich der Finanzie-
rung des Studiums, die es aus der Perspektive der 
Studierenden offensichtlich gibt, kommt neben den 

Unternehmen der betrieblichen und kollektiven In-
teressenvertretung eine zentrale Rolle zu. Gewerk-
schaften sowie Betriebs- und Personalräte können in 
Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen kosten-
deckende Ausbildungsgehälter sowie Kostenüber-
nahmen für studienbedingte Ausgaben vereinbaren. 
Gleichzeitig können sie vor Ort in den Betrieben die 
dual Studierenden bei der Gestaltung ihrer Ausbil-
dungs- und Praktikumsverträge beraten sowie die 
Einhaltung dort getroffener Vereinbarungen kon-
trollieren.  

Die Entwicklung verbindlicher Strukturen und (Min-
dest-)Standards über den einzelnen Betrieb hinaus 
fällt zudem in die Zuständigkeit Verantwortlicher auf 
verschiedenen politischen Ebenen. Der Gesetzgeber 
kann sowohl auf Landes- als auch auf Bundesebene 
den Rahmen für die Vertragsgestaltung und auch die 
Studienfinanzierung setzen. Eine zentrale, in den 
vergangenen Jahren immer wieder diskutierte For-
derung, alle dual Studierenden während ihrer be-
trieblichen Praxisphasen unter den Schutz des Be-
rufsbildungsgesetzes zu stellen, weist sicher in die 
richtige Richtung. Damit würden für diese spezifi-
sche Gruppe des betrieblichen Nachwuchses diesel-
ben Regeln und Schutzrechte wie für die dual Auszu-
bildenden in den Betrieben gelten.  
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